
Abg. Waldästl erklärte, dass sich mit den Ausführungen der Verwaltung zum heutigen 
Ausschuss und den Geschehnissen auf anderen Ebenen, gerade was der Bund und die 
Landesregierung an der Stelle getan haben, der Antrag erledigt habe und somit zurückgezogen 
werde. 
 


